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DB . Heft 21 vom 22. 5. 1998 
Dr. Rolf Sethe, LL.M., Tübingen 
Die Besonderheiten der Rechnungslegung bei der KGaA 
I. Einleitung 
Betrachtet man das Schrifttum zur Rechnungslegung, muß man 
feststellen, daß der Jahresabschluß der KGaA nur am Rande 
erörtert wird, zumeist im Zusammenhang mit der AG. Eine ei­
genständige Kommentierung des § 286 AktG vermißt man bis­
lang1). Zieht man umgekehrt die aktienrechtliche Literatur zu 
Rate, fallen auch dort die Erläuterungen zum Jahresabschluß 
der KGaA eher kurz aus oder fehlen ganz; zumeist wird nur der 
Jahresabschluß der AG ausführlich behandelt2). Auch mangelt 
es bisweilen an der "Verzahnung" mit dem Schrifttum zur Rech­
nungslegung, was zu Unklarheiten führt. Dieser Befund ist nicht 
Ausdruck mangelnder Sorgfalt der jeweitigen Autoren, sondern 
beruht auf dem Umstand, daß die KGaA in den letzten Jahr­
zehnten eine mit durchschnittlich 27 Gesellschaften3) recht ge­
ringe Bedeutung hatte. Der folgende Beitrag hat deshalb das 
Ziel, die beschriebene Lücke zu schließen4l . 
11. Aufstellung und Feststellung des Jahresab­
schlusses 
1. Aufstellung des Jahres- und Konzernabschlusses 
Bereits bei der Frage, wer den Jahres- und den Konzernab­
schluß aufzustellen hat, zeigt sich die erste Diskrepanz zwi­
schen den Vertretern des Gesellschaftsrechts und denen des 
Bilanuechts. Letztere halten ohne nähere Begründung sämt­
liche persönlich haftenden Gesellschafter für verpflichtet, den 
Jahres- und den Konzernabschluß aufzustelienSl . Dabei über­
sehen sie den Unterschied von mitgliedschaftlicher und organ­
schaftlicher RechtssteIlung der Komplementäre. Die §§ 283 
Nr. 9 AktG, 264 Abs. 1 Satz 1, 290 Abs. 1 HGB verpflichten 
allein die gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft zur Aufstellung 
der Abschlüsse. Zwar sind bei der. KGaA im Regelfall alle per­
sönlich haftenden Gesellschafter zur Geschäftsführung und Ver­
tretung der Gesellschaft berufen (§ 278 Abs. 2 AktG i. V. mit 
§§ 164, 161 Abs. 2, 114, 125 HGB), doch können aufgrund einer 
Satzungsregelung auch einzelne Komplementäre von der Ge­
schäftsführung und Vertretung ausgeschlossen sein. Da die 
Pflicht zur Aufstellung der Abschlüsse Teil der Geschäftsführung 
ist, kommt das heutige61 gesellschaftsrechtliche Schrifttum des­
halb zu Recht zu dem Ergebnis, daß diese Pflicht nur die ge­
schäftsführungs- und vetretungsbefugten Komplementäre trifff) 
(vgl. § 283 Nr. 9 AktG i. V. mit §§ 242, 264 Abs. 1 HGB). 
Bei der Aufstellung haben die geschäftsführungs- und vertre­
tungsbefugten Komplementäre die §§ 150 ff. AktG, §§ 238 ff., 
264 ff. HGB zu beachten. Sie können die Aufstellung des Jah­
resabschlusses delegieren, bleiben aber stets verantwortlich für 
die ordnungsgemäße Erstellung. Sie dürfen auch innerhalb der 
Geschäftsführung einen der geschäftsführungsbefugten Kom­
plementäre mit dieser Aufgabe betrauen. Ein solcher Beschluß 
entbindet die Mitglieder der Geschäftsführung allerdings nicht 
von ihrer Gesamtverantwortlichkeif:8) (§§ 283 Nr. 3, 93 AktG). Zur 
Aufstellung gehört gem. §§ 264 Abs. 1 Satz 1, 245 Satz 2 HGB, 
daß alle vertretungsbefugten Komplementäre den Abschluß un­
terzeichnen. Hat zwischen dem Bilanzstichtag und der Aufstel­
lung des Abschlusses ein Wechsel im Kreis der Komplementäre 
stattgefunden, müssen die zum Zeitpunkt der Aufstellung ge­
schäftsführungs- und vetretungsbefugten Komplementäre den 
Abschluß unterzeichnen; die Unterschrift der ehemals vertre­
tungsbefugten Komplementäre ist nicht notwendig9l . 
2. Bildung anderer Gewinnrücklagen im Jahresabschluß 
Das AktG enthält keine Vorschrift zur Rücklagenbildung bei der 
KGaA. Die in § 58 Abs. 2 AktG enthaltene Regelung läßt sich 
schon deshalb nicht direkt anwenden, weil ihre Tatbestandsvor­
aussetzungen (Feststellung durch Vorstand und Aufsichtsrat) 
nicht mit § 286 Abs. 1 AktG in Einklang stehen. Die in § 58 Abs. 1 
AktG getroffene Regelung orientiert sich an der AG, bei der der 
Jahresabschluß nur ausnahmsweise von der HV festgestellt wird. 
Wollte man § 58 Abs. 1 AktG auf die KGaA anwenden, würde dies 
bedeuten, daß bei der KGaA andere Gewinnrücklagen nur dann 
gebildet werden könnten, wenn die Satzung dies vorsieht, und 
dann auch nur bis zu 50% des Jahresüberschusses. 
Um diese offenSichtliche Regelungslücke zu schließen, wird vor­
geschlagen, § 58 Abs. 1 AktG modifiziert anzuwenden. Sofern 
die Satzung eine allgemein gehaltene Satzungsermächtigung 
zur Rücklagenbildung enthalte, stehe der HV ein weiter Ermes­
sensspielraum zu. Bei der KGaA könne sogar auf die bei der AG 
teilweise geforderte prozentuale oder betragsmäßige Festlegung 
der Rücklagenhöhe verzichtet werden 10). 
Diese Ansicht übersieht, daß sich § 58 Abs. 1 AktG auf eine 
gesetzliche Ausnahme bezieht, nämlich die Feststellung durch 
die HV der AG anstelle der dafür vorgesehenen regulären Orga­
ne. Nur vor diesem Hintergrund werden die Beschränkungen 
verständlich, die der HV in § 58 Abs. 1 AktG auferlegt sind. Bei 
der Suche nach einer lückenfüllenden Regelung für die KGaA 
sollte man sich daher am gesetzlichen Regelfall orientieren und 
§ 58 Abs. 2 AktG entsprechend auf die KGaA anwendenlI). 
Ohne Satzungsbestimmung können daher bis zu 50% des Jah­
1) 	 Vgl. Ad/er/Düring/Schma/tz, Rechnungslegung und Prüfung der Unterneh­
men, 5. Aufl. 198711,6. Aufl. 199511. (im folgenden ADS); Küling/Weber 
(Hrsg.), Handbuch der Rechnungslegung, 3. Aufl. 1990, 4. Aufl. 1996 
(derzeit nur Bd. la); G/aussen/Korth, in: Zöllner (Hrsg.), KölnKomm. z. 
AktG, 2. Aufl. 1991, § 266 Rdn. 109, 128 f.; BuddelClemmiElirottlFörschle 
(Hrsg.), Bil.-Komm .. 3. Aufl. 1995. Gleiches gilt für Lehrbücher, vgl. etwa 
Knobbe-Keuk, Bilanz- und Untemehmenssteuerrecht, 9. Aufl. 1993; Groß­
feld, Bilanzrecht, 2. Aufl. 1990, Rdn. 387,431; Gastan, Rechnungslegung 
der Unternehmung, 3. Aull. 1990; Thie/, Bilanzrecht. 4. Auf!. 1990; Wöhe, 
Die Handels- und Steuerbilanz, 3. Aufl. 1996. 
2) 	Vgl. etwa Küb/er, Gesellschaftsrecht 4. Auft. 1994, §§ 15 VII, 18; K. 
SChmidl, Gesellschaftsrecht, 3. Aufl. 1997, S. 913 11.,97311.; Würdinger, 
Aktienrecht und das Recht der verbundenen Unternehmen, 4. Aull. 1981, 
S. 255 1.; Nirk, in: NirklBrenzing/Bächle, Handb. d. AG. 3. Auf!. 199411., 
Rdn. I 761; Happ, Aktienrecht, 1995, 1.04 Rdn. 26; Henn, Handb. des 
Aktienrechts, 5. Aufl. 1994, Rdn. 137; Brönner, in: Großkomm. AktG, 4. 
Aull. 199211., §§ 14811. AktG; ausführlicher dagegen die Kommentierung 
zu § 286 bei Hüfter, AktG, 2. Au". 1995; Mertens, in: Zöllner (Hrsg.), 
KölnKomm. AktG, 1. Aufl. 1971 11.; Sem/er, in: Geßler/Hefennehl1 
EckardtiKropll, AktG, 197311.; Barz, in: Großkomm. AktG, 3. Au". 197311. 
Zum Recht vor 1965 Voges, Die Bilanz der Kommanditgesellschaft auf 
Aktien, Diss. Göttingen, 1928. 
3) 	 Vgl. die Angaben bei Seihe, Die personalistische Kapitalgesellschaft mit 
Börsenzugang. 1996, S. 9511.,561 11. 
4) 	 Nicht eingegangen wird auf die rein gesellschaftsrechtliche Frage, wie 
eine Uneinigkeit über die Feststellung des Jahresabschlusses überwun­
den werden kann; sie ist einem gesonderten Beitrag vorbehalten. 
5) 	 G/emm/Jensen, in: Budde u. a. (Hrsg.), Bil-Komm., 3. Aufl., vor § 325 Rdn. 
85; Ellerich und Baetge/Gommandeur, in: KütinglWeber, Handbuch der 
Rechnungslegung, 4. Aufl., § 238 Rdn. 6 bzw. 264 Rdn. 8. 
6) 	 Die Frage war früher auch innerhalb des gesellschaftsrechtlichen Schrift­
tums streitig, vgl. Voges, a.a.O. (Fn. 2), S. 14, m. w. N.; Würdinger, a.a.O. 
(Fn. 2), S. 256. 
7) 	 Hüfter, a.a.O. (Fn. 2), § 283 Rdn. 1; Mertens, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 2, 
§ 283 Rdn. 2; Sem/er, a.a.O. (Fn. 2), § 283 Rdn. 16; Voges, a.a.O. (Fn. 2), 
S.14. 
8) Baelge/Gommandeur, in: KütinglWeber, a.a.O. (Fn. 5), § 264 Rdn. 7, m. 
w. N.; BuddelKarig, in: Budde u. a. (Hrsg.), a.a.O. (Fn. 5), § 264 Rdn. 12. 
9) Budde/Karig, a.a.O. (Fn. 8), § 264 Rdn. 14; Baetge/Gommandeur. a.a.O. 
(Fn. 8), § 264 Rdn. 8. 
10) Mertens, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 5; Gai!, WPg. 1966 S. 425 (428 f.); 
Waffher, AG 1966 S. 305 (307); Barz, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 2: 
11) 	ADS, 5. Aufi., a.a.O. (Fn. 1), § 58 AktG Rdn. 71 11., § 173 AktG Rdn. 22; 
G/emm/Jensen, a.a.O. (Fn. 5), vor § 325 Rdn. 58; Sem/er, a.a.O. (Fn. 2), 
§ 286 Rdn. 32 f; Hefennehl/Bungeroth. in: GeßlerlHefennehll 
EckardtlKropll. AktG, 197311., § 58 Rdn. 61; Müller, WPg. 1969 S. 245 




DB . Heft 21 vom 22. 5. 1998 
resüberschusses in die Rücklagen eingestellt werden (§ 58 Abs. 
2 Satz 1 AktG). Die Satzung kann dazu ermächtige,"!, entweder 
mehr als die Hälfte oder weniger als die Hälfte des Uberschus­
ses einzustellen'2) (bei börsennotierten KGaA besteht nur die 
erste Möglichkeit, vgl. § 58 Abs. 2 Satz 2 AktG n. F.). Eine über 
50% hinausgehende Einstellung ist nur zulässig, wenn die Rück­
lage einschließlich der geplanten Zuweisung 50% des Grundka­
pitals nicht übersteigt (§ 58 Abs. 2 Satz 3 AktG). Vor Ermittlung 
des Zuweisungsbetrags ist der Jahresüberschuß um die Pflicht­
einsteIlungen in die gesetzliche Rücklage und einen etwaigen 
Verlustvortrag zu kürzen (§ 58 Abs. 2 Satz 4 AktG). 
3. Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses 
Jahresabschluß und Lagebericht sind, ggf. mit dem Bericht der 
Abschlußprüfer, dem Aufsichtsrat vorzulegen (§§ 283 Nr. 9, 170 
Abs. 1 AktG). Zugleich haben die geschäftsführungsbefugten 
Komplementäre einen Vorschlag über die Gewinnverwendung 
zu unterbreiten (§§ 283 Nr. 9, 170 Abs. 2 AktG). Der Aufsichtsrat 
prüft den Jahresabschluß und Lagebericht sowie den Gewinn­
verwendungsvorschlag gem. § 171 AktG und ersteJ~ einen Be­
richt mit den Ergebnissen seiner Prüfung. Diese Kompetenz 
steht dem Aufsichtsrat trotz der Tatsache zu, daß er nicht an der 
Feststellung des Jahresabschlusses mitwirkt (§ 286 Abs. 1 
AktG). Denn § 286 Abs. 1 AktG schließt den Aufsichtsrat gerade 
nur von der Billigung des Jahresabschlusses (§§ 171 Abs. 2 
Satz 4, 172 AktG), nicht aber aucn von dessen Prüfung (§ 171 
AktG) aus '3). 
Die Feststellung des Jahresabschlusses erfolgt bei der KGaA 
durch Beschluß der HV unter Zustimmung aller (auch der nicht 
geschäftsführungsbefugten) Komplementäre. Fraglich ist, inwie­
weit § 173 AktG auf die KGaA anzuwenden ist. Wie schon im 
Zusammenhang mit § 58 AktG betont wurde, stellt § 286 Abs. 1 
AktG eine verdrängende Spezialregelung dar, nach der beide 
Gesellschaftergruppen gleichrangig für die Feststellung des Jah­
resabschlusses zuständig sind. § 173 Abs. 1 und 2 AktG gelten 
daher für die KGaA nicht'4), entsprechend anwenden läßt sich 
allein Abs. 3 dieser Vorschrift. Deshalb darf die Abänderung des 
vorgelegten Abschlusses nur im Zusammenwirken von HV und 
Komplementären erfolgen. 
Das Erfordernis der Zustimmung beider Gesellschaftergruppen 
zur Feststellung des Jahresabschlusses nach § 286 Abs. 1 
Satz 1 und 2 AktG ist zwingend '5). ein Vorrecht der HV läßt sich 
aus der Formulierung des Gesetzes nicht ableiten '6). Erfolgt die 
Feststellung des Jahresabschlusses entgegen § 286 Abs. 1 
AktG durch Aufsichtsrat und Ge~chäftsführung, fehlt es an der 
Mitwirkung des zuständigen Organs und damit schon an der 
Feststellung des Jahresabschlusses'7). 
Die Zustimmung der Komplementäre kann konkludent erteilt 
werden. Sind alle Komplementäre geschäftsführungsbefugt und 
leiten diese den Abschluß ohne sachliche Einschränkungen der 
HV zu, wird hierin bereits ihre Zustimmung gesehen werden 
können '8J . Haben sich die geschäftsführungsbefugten Komple­
mentäre die Zustimmung ausdrücklich vorbehalten oder sind 
nicht alle Komplementäre geschäftsführungsbefugt, wird eine 
gesonderte ausdrückliche Zustimmung dieser Komplementäre 
zum HV-Beschluß notwendig. 
Die Satzung kann das Erfordernis der Zustimmung bei der Ge­
seIlschaftergruppen - wie festgestellt - nicht abbedingen. Sie 
kann aber die Anforderungen an die Zustimmung der Komple­
mentäre näher regeln und festlegen, daß die Komplementäre mit 
Mehrheit entscheiden oder daß nur einzelne oder nur die ge­
schäftsführungsbefugten Komplementäre zustimmen müssen 19). 
Im Zusammenhang mit der Feststellung des Jahresabschlusses 
wird i. d. R. die Reichweite des Auskunftsanspruchs nach § 131 
AktG relevant. Da die HV über den Jahresabschluß mitentschei­
det, sind die Auskunftsverweigerungsrechte des § 131 Abs. 3 Nr. 
3 und 4 AktG bei der KGaA nicht anwendbar20). 
Außerdem müssen die Komplementäre auf Anfrage über den 
auf sie entfallenden Gewinn Angaben machen. Die Ausnahme­
regelung in § 286 Abs. 3 und 4 AktG betrifft nur den Jahresab­
schluß selbst, bedeutet jedoch nicht, daß die Komplementäre in 
der HV die Auskunft über die auf sie entfallenden Gewinne und 
'Verluste verweigern kÖnnten21J• Auskunftspflicht und Rech­
nungslegung sind insoweit völlig selbständig. 
111. Gewinnverwendungsbeschluß 
Der festgestellte Jahresabschluß bildet die Grundlage für den Ge­
winnverwendungsbeschluß. Der auf die Komplementäre entfal­
lende Gewinn ist im Jahresabschluß bereits als Aufwand der Ge­
sellschaft berücksichtigt, da für diese vor der eigentlichen Erstel­
lung des Abschlusses eine fiktive Ergebnisrechnung22) nach Per­
sonengesellschaftsrecht erstellt werden muß23). Der Gewinnver­
wendungsbeschluß betrifft daher nur den unter den Kommandit­
aktionären zu verteilenden Gewinn. Dieser Beschluß wird von der 
HV gefaßt (§§ 278 Abs. 3, 174 AktG) und bedarf nicht der Zustim­
mung der Komplementäre24). Die Satzung kann den Komplemen­
tären jedoch ein Zustimmungsrecht einräumen25). 
Die HV kann vom Bilanzgewinn weitere Beträge in die Gewinn­
rücklagen einstellen (§§ 278 Abs. 3. 58 Abs. 3 Satz 1 AktG). 
IV. Besonderheiten im Jahresabschluß der KGaA 
1. Vorbemerkung 
Für den Jahresabschluß der KGaA gelten die auf die AG an­
wendbaren Inhalts-. Gliederungs- und Bewertungsvorschriften 
12) Es ist streitig, ob die Satzung die genaue Höhe festsetzen muß. vg!. 
Hüfter, a.a.O. (Fn. 2), § 58 Rdn. 11. m. w. N. 
13) Kallmeyer, ZGR 1983 S. 57 (68). 
14) So ausdrücklich in bezug auf § 173 Abs. 2 Satz 2 AktG ADS, 5. Auf!., 
a,a,O. (Fn. 1), § 173 AktG Rdn. 22; Theisen. DBW 1989 S. 137 (143); a. 
A. Werther, AG 1966 S. 305 (307); Baumbach/Hueck, AktG, 13. Aufl. 
1968, § 286 Rdn. 3: ClaussenIKorth, a.a.O. (Fn. 1), § 173 Rdn. 5; Hüfter, 
a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 1 und § 173 Rdn. 1 a. E., die die Anwendbarkeit 
der Norm auf die KGaA jedoch nicht eingehender prüfen. 
15) Mertens, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 2: Hüfter, a.a.O. (Fn. 2). § 286 Rdn. 
1; Happ. a.a.O. (Fn. 2), 1.04 Rdn. 24; Sethe, a.a.O. (Fn. 3). S. 126, 183. 
16) Unstr., vgl. etwa ClemmlJensen, a.a.O. (Fn. 5). vor § 325 Rdn. 85. 
17) So zur parallelen Problematik bei der AG ADS, 5. Aull., a.a.O. (Fn. 1), 
§ 256 AktG Rdn. 47; Hüfter. in: Geßler/HefermehllEckardVKropff. AktG. 
1973 ff., § 256 Rdn. 61. 63 f; Hüfter. a.a.O. (Fn. 2), § 256 Rdn. 16 f; 
Schilling, in: Großkomm. AktG, 3. Auf!. 1973 ff.• § 256 Rdn. 11; Zöllner, in: 
Zöllner (Hrsg.), KölnKomm. z. AktG. 1. Auf!. 1971 ff., § 256 Rdn. 78; a. A. 
Barz. a.a.O. (Fn. 2). § 286 Rdn. 2 (zur KGaA), der Nichtigkeit des Jahres­
abschlusses annimmt. 
18) 	 C/emm/Jensen, a.a.O. (Fn. 5), vor § 325 Rdn. 85; SemIer, a.a.O. (Fn. 2), 
§ 286 Rdn. 30. 
19) Mertens. a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 2; Sethe, a.a.O. (Fn. 3). S. 125: Happ, 
a.a.O. (Fn. 2), 1.04 Rdn. 24. 
20) 	 SemIer, a.a.O. (Fn. 2), § 278 Rdn. 82, § 286 Rdn. 43; Mertens, a.a.O. 
(Fn. 2), § 286 Rdn. 4, § 278 Rdn. 48; Baumbach/Hueck, a.a.O. (Fn. 14), 
§ 286 Rdn. 3; Hüfter. a.a.O. (Fn. 2), § 131 Rdn. 29 f. § 286 Rdn. 1. 
21) 	OLG Hamm, Beschluß vom 11. 4. 1969 8 W 22/69. AG 1969 S. 295 1.; 
Barz, a.a.O. (Fn. 2). § 286 Rdn. 8; Mertens, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 13; 
SemIer, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 43. 
22) 	 Der in diesem Zusammenhang oft verwendete Begriff der intemen "Son­
derbilanz' ist im Zusammenhang mit der steuerlichen Gewinnermittlung 
bei Personengesellschaften (Sonderbetriebsvermögen) gebräuchlich 
(§ 15 Abs 1 Nr. 2 Satz 1 EStG, vgL etwa Schmidt, EStG. 16. Auf\. 1997, 
§ 15 Rdn. 507 ff .• 475) und sollte deshalb nicht zur Beschreibung des 
oben genannten Sachverhalts verwendet werden. 
23) OLG Hamm. a.a.O. (Fn. 21); Semler. a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 18 ff.; Barz, 
a.a.O. (Fn. 2), § 288 Rdn. 2; Baumbach/Hueck, a.a.O. (Fn. 14), § 288 Rdn 
5; GodinIWilhelmi AktG, 4. Aufl. 1971, § 288 Rdn. 3; Sethe, a.a.O. (Fn. 3). 
S. 187; Gail, WPg. 1966 S. 425 (427); Nirk, a.a.O. (Fn. 2), Rdn.1755; Happ, 
a.a.O. (Fn. 2),1.04 Rdn. 27; Knur, in: FS Flume. 1978. Bd. 11. S. 173 (192); 
Elschenbroich, Die Kommanditgesellschaft auf Aktien, 1959. S. 88 ff.; För­
schle/Kofah/. in: Budde u. a. (Hrsg.). a.a.O. (Fn. 5). § 272 Rdn. 129; Hessel
mann, GmbHR 1988S. 472.476; Theisen, DBW 1989 S. 137 (154); Vages, 
a.a.O. (Fn. 2), S. 27; Würdinger, a.a.O. (Fn. 2). S. 256; Schlegelber­
gerlQuassowski, AktG. 3. Aufl. 1939, § 230 Rdn. 1 ff.; a. A. GeBier, BB 1973 
S. 1080; Mertens, a.a.O. (Fn. 2), § 288 Rdn. 13 ff.; ders., in: FS Barz. 1974, 
S. 253 (258); Hüfter. a.a.O. (Fn. 2), § 288 Rdn. 1 f. 
24) 	 Kropff, AktG, 1965. S. 369 f; Sethe. a.a.O. (Fn. 3), S. 187; FörschlelKofahi 
und ClemmlJensen, in: Budde u. a. (Hrsg.). a.a.O. (Fn. 5). § 272 Rdn. 
128. vor § 325 Rdn. 98. 
25) 	 Sethe, a.a.O. (Fn. 3), S. 126; Sem/er, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 44; 




(vgl. §§ 150, 152, 158, 160 AktG, §§ 238 ff., 252 ff., 264 ff. HGB). 
Insoweit kann auf die Kommentarliteratur zu den einschlägigen 
Normen verwiesen werden. Die Abs. 2 bis 4 des § 286 AktG 
enthalten die bei der KGaA notwendigen Ergänzungen dieser 
Regelungen bzw. Abweichungen von ihnen, die sich aufgrund 
der andersartigen Struktur der KGaA (Vorhandensein von zwei 
Gesellschaftergruppen) ergeben. Die folgende Darstellung be­
schränkt sich auf diese Besonderheiten. 
2. Besonderheiten der Bilanz 
§ 286 Abs. 2 AktG regelt den Ausweis der Kapitalanteile der 
persönlich haftenden Gesellschafter in der Bilanz sowie den 
Ausweis ihrer Verlustanteile und die Bilanzierung der an sie 
gewährten Kredite. 
a) Der Kapitalanteil der Komplementäre 
Mit § 286 Abs. 2 Satz 1 AktG trägt das Gesetz dem Umstand 
Rechnung, daß sich die Komplementäre aufgrund einer Sat­
zungsbestimmung mit vom Grundkapital separaten Einlagen an 
der Gesellschaft beteiligen können bzw. müssen (vgl. § 281 Abs. 
2 AktG). Diese Kapitalanteile.der Komplementäre sind nach dem 
Posten "Gezeichnetes Kapital" auf der Passivseite (vgl. § 266 
Abs. 3 A. I. HGB) gesondert auszuweisen (,,11. Kapitalanteil der 
persönlich haftenden Gesellschafter"). Die Bilanzierung der Kapi­
talanteile auf der Passivseite dient dem Gläubigerschutz. Die Ka­
pitalanteile der persönlich haftenden Gesellschafter können. so­
weit sie alle positiv sind26), in einem Bilanzposten zusammenge­
faßt werden27). Eine Zusammenfassung der Kapitalanteile mit an­
deren Bilanzposten nach § 265 Abs. 7 HGB ist dagegen unzuläs­
sig28), da sie in der Bilanz nicht mit arabischen Zahlen auszuwei­
sen sind. Sofem die Komplementäre keinen Kapitalanteil halten, 
ist in der Bilanz kein Leerposten anzugeben29). Da § 286 Abs. 2 
AktG nur die Kapitalanteile betrifft, sind die den Komplementären 
gehörenden Aktien nicht gesondert auszuweisen30l. 
Der Begriff des Kapitalanteils bezeichnet eine Rechnungsziffer, 
mit der die jeweilige Beteiligung der Komplementäre am Gesell­
schaftsvermögen beschrieben wird31 }; aus dem Verhältnis der 
Kapitalanteile der persönlich haftenden Gesellschafter zueinan­
der ergibt sich die Gewinn- und Verlustverteilung unter ihnen 
(vgl. § 278 Abs. 2 AktG i. V. mit §§ 167,120 HGB), das Entnah­
merecht (§ 288 Abs. 1 AktG) sowie der Umfang ihrer Beteiligung 
am Gesellschaftsvermögen (vgl. §§ 290, 278 Abs. 2 AktG i. V. 
~it § 155 Abs. 1 HGB). Die Umschreibungen des Kapitalanteils 
Im Schrifttum sind nicht einheitlich, meinen aber im wesentlichen 
dasselbe32). Der Kapitalanteil bemißt sich nach dem Verhältnis 
d~r von den Gesellschaftern vereinbarten und eingebrachten 
Einlagen, soweit die Satzung nichts Abweichendes bestimmt. 
Dabei ist allerdings zu beachten, daß nicht alles, was einlagefä­
hig I. S. von § 281 Abs. 2 AktG ist, auch bilanzierungsfähig ist. 
Soweit Bar- und Sacheinlagen geleistet wurden, ist deren Bilan­
z~erung möglich, während das Einbringen von Dienstleistungen 
mcht als Einlage bilanziert werden kann33). 
b) Prüfung von Sacheinlagen auf den Kapitalanteil 
Streitig ist die Frage. ob die Bewertung von Sacheinlagen auf den 
KapItalanteIl der Komplementäre den Gesellschaftern überlassen 
werden ~arf oder ob. die Einlagen analog § 33 AktG einer Grün­
dungsprufung unterhegen34). Da die Regelung der Einlagen zu 
den RechtsbezIehungen der Komplementäre zur Gesamtheit der 
Kommanditaktionäre zählen, sich also nach dem Personengesell­
schaftsrecht richten (§ 278 Abs. 2 AktG), könnte man formal dar­
auf abstellen,. die Gründungsprüfung sei im Personengesell­
schaftsrecht mcht vorgesehen. Dem steht der Gesichtspunkt des 
Anlegerschutzes entgegen. Der Wert der Einlagen ist für die Ver­
teilung des Gewinns zwischen Komplementären und der Gesamt­
heit der Kommanditaktionäre maßgebend. Damit wirkt sich die 
Höhe der Einlage mittelbar auch auf die vom einzelnen Komman­
ditaktionär zu erwartende Dividende aus. Materiell ist also auch 
das Verhältnis der Komplementäre zu den einzelnen Kommandit-
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aktionären betroffen, das sich nicht nach Personengesellschafts­
recht beurteilt (§ 278 Abs. 3 AktG). Damit kann die Bewertung von 
Sacheinlagen nicht allein den Gründern überlassen werden. Nur 
mit einer Gründungsprüfung wird sichergestellt, daß der Gewinn­
anspruch der Kommanditaktionäre nicht durch zu hoch bewertete 
Einlagen geschmälert wird. Nicht überzeugen kann der Einwand, 
es müsse den Gesellschaftern überlassen bleiben, wie sie die 
Gewinnverteilung festlegen; sie dürften deshalb auch eine Über­
bewertung der Einlagen und damit eine Gewinnverschiebung zug­
unsten der Komplementäre vereinbaren. Denn eine solche Vorge­
hensweise bedeutet eine versteckte Gewinnverschiebung, durch 
die künftige Aktionäre getäuscht werden könnten. Wenn schon 
eine Gewinnverschiebung beabsichtigt ist, muß sie für Dritte er­
kennbar offengelegt werden. Dies ergibt sich imiibrigen auch aus 
§ 26 AktG, der aufgrund seiner weiten Formulierung jeden einge­
räumten Vermögensvorteil erfaßt35) und daher auch dazu zwingt, 
eine zwischen den Gesellschaftergruppen unangemessene Ge­
winnverschiebung offenzulegen. 
Gestützt wird dieses Ergebnis durch die Entstehungsgeschichte. 
Art. 180 ADHGB bestimmte, daß die Sacheinlagen aller Gesell­
schafter zu prüfen seien:l6} und zwar-wie Art. 181 ADHGB zeigt 
- gleichgültig, ob sie auf das Grundkapital erfolgten oder nicht. 
Nach Art. 175b. 175e Abs. 3 HGB i. d. F. der 2. Aktienrechtsno­
velle von 1884 hatte der Aufsichtsrat die nicht in bar geleisteten 
Einlagen der Komplementäre zu prüfen. Mit dem HGB von 1897 
erfolgte eine Umkehrung des Regelungsmodells; entsprechend 
der wirtschaftlichen Bedeutung beider Rechtsformen wurde die 
KGaA nun unter weitgehendem Verweis auf das Recht der AG 
geregelt. Die Vorschriften zur Gründungsprüfung fanden sich 
nun im Abschnitt zur AG. D~ß mit dieser gesetzestechnischen 
Umkehrung eine inhaltliche Anderung im Recht der KGaA ein­
hergehen sollte, läßt sich nicht" nachweisen. Denn die Materia­
lien erläutern nur diese Umkehrung der Verweisungstechnik, 
weisen aber gerade nicht auf zusätzlich intendierte Änderungen 
hin37). Da der Gese!zgeber die in anderen Bereichen vorgenom­
menen sachlichen Anderungen bei der KGaA immer offen gelegt 
hat, läßt dies den Schluß zu, daß die Gründungsprüfung bei 
Sacheinlagen weiterhin für das gesamte Vermögen der Gesell­
schaft und in bezug auf alle Gesellschafter gelten sollte. 
Die Gefahr einer Überbewertung besteht allerdings nicht nur im 
Stadium der Gründung, sondern auch bei einer bestehenden 
KGaA. Konsequenterweise müssen analog § 183 Abs. 3 AktG 
auch alle erst während des Bestehens der Gesellschaft einge­
brachten, nicht in Geld bestehenden Einlagen geprüft werden381 . 
Nicht nur die Einbringung von Sacheinlagen auf den Kapitalanteil 
der Komplementäre ist dem Aktienrecht angenähert. Auch die 
spätere Bilanzierung der Einlagen im Jahresabschluß erfOlgt nach 
26) Zu negativen Kapitalanteilen s. sogleich unter e). 

27) Mertens. a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 7; Sem/er, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 

45; ADS, 5. Auf!., a.a.O. (Fn. 1), § 152 AktG Rdn. 15; FörschleIKofah/, in: 
Budde u. a. (Hrsg.), a.a.O. (Fn 5), § 272 Rdn. 132; Küting, in: KÜtingiWe· 
bar, a.a.O. (Fn. 5). § 272 Rdn. 7. 
28) H. Weber. in: Küting/Weber, a.a.O. (Fn. 5), § 265 Rdn. 75. 
29) ADS. 5. Auf!., a.a.O. (Fn. 1), § 152 AktG Rdn. 15. 
30) ADS, 5. Auf!.. a.a.O. (Fn. 1), § 152 AktG Rdn. 15. 
31) RGZ 117 S. 238 (242). 
32) Umfassend dazu Huber ZGR 1988 S. 1 (4); ders., Vermögensanteil. Ka­
pltalantell und GesellSChaftsanteil an Personen gesellschaften des Han· 
delsrechts, S. 199 I., 2181.,228; BaumbachlHopt. HGB. 29. Aul!. 1995. 
§ 120 Rdn. 12 ff.; Hüfter, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 2. 
:) Sem/er, a.a.O. (Fn. 2),. § 286 Rdn. 46; Hüfter. a.a.O. (Fn. 2). § 286 Rdn. 2. 
) So Barz, a.a,O. (Fn.2), §281 Rdn. 51., §280Rdn. 8; Mertens, a.aü (Fn.2). 
§ 281 Rdn. 12; Sethe. a.a.O. (Fn. 3), S. 186 f.; wohl auch Hüfter. a.a.O. 
(Fn. 2), § 286 Rdn. 2; a. A. Sem/er. 8.8.0. (Fn. 2). § 281 Rdn. 15, § 278 Rdn. 
46, § 286 Rdn. 46; GodintWilhelmi, a.a.O. (Fn. 23), § 281 Rdn. 3. 
~) Kraft. In: Zöllner (Hrsg.), KölnKomm. z. AktG. 2. Aull. 1991. § 26 Rdn. 6. 
) v. Hahn. Commentar zum Allgemeinen Deutschen Handelsgesetzbuch 
37 Bd. 1. 18?9, Art. 180. §§ 1 und 4 S. 616 f. 
38) Denkschnft I, S. 174 f; Denkschrift 11. in: HahnlMugdan, S. 337 f. 
I A. A. Mertens, a.8.0. (Fn. 2), § 281 Rdn. 15; Sarz. a,8.0. (Fn. 2), § 281 
Rdn. 6, deren Kommentlerungen allerdings vor Einführung von § 183 
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aktienrechtlichen Grundsätzen39). Dies ergibt sich auch aus der 
für die KGaA geltenden 4. gesellschafts rechtlichen EG-Richtlinie. 
Deren Art. 2 Abs. 3 verlangt vom Jahresabschluß ein zutreffendes 
Bild der Vermögensverhältnisse der Gesellschaft und erfaßt damit 
auch die Einlagen der Komplementäre einer KGaA. Da nicht alle 
als einlagefähig geltenden Vermögenswerte ein bilanzierungsfä­
higes Wirtschaftsgut darstellen (z. B. versprochene Dienste). ist 
insoweit nicht der in der Satzung angegebene Wert maßgebend, 
sondern die Bewertungsgrundsätze der §§ 252, 279 ff. HGB40). 
c) Bewertung der Sacheinlagen auf den KapitalanteIl 
Bei der Bewertung von Sacheinlagen ist der Kapitalaufbrin­
gungsschutz zu beachten. Der Komplementär hat die verspro­
chenen Werte in Höhe des in der Satzung festgesetzten Nenn­
betrags zu leisten. Bleibt der Zeitwert der Sacheinlage hinter 
dem Betrag der versprochenen Einlage zurück, ist die Differenz 
in bar auszugleichen. Liegt der Zeitwert über dem in der Satzung 
versprochenen Betrag, bestehen folgende Möglichkeiten: 
1. 	 Die Bewertung erfolgt zum versprochenen Nennwert Soweit der 
Zeitwert der Sache diesen Betrag übersteigt, entsteht eine stille Re­
serve, deren Bildun.l1 im Rahmen vernünftiger kaufmännischer Beur­
teilung zulässig ist ). Allerdings nimmt eine solche stille Reserve 
nicht an der Gewinn- und Verlustverteilung teil, da ein Komplementär 
ansonsten über die Einbringung höherwertiger Sachen entgegen 
§ 281 Abs. 2 AktG einseitig seineIl Kapitalanteil erhöhen könnt~. 
2. 	 Wird die Sacheinlage von einem bilanzierenden Unternehmen einge­
bracht, kann die Bewertung zum Buchwert erfOlgen, wobei der Buch­
wert nicht über dem Tageswert der Sache liegen darf und das Verbot 
der Unterpari-Emission beachtet werden muß42). Der auf diese Wei­
se festgestellte Wert der Sacheinlagen ist Ausgangspunkt für die 
spätere Bewertung in der Bilanz der Gesellschaft. 
d) Ausstehende Einlagen der Komplementäre 
Ausstehende Einlagen der Komplementäre unterfallen nicht 
§ 272 Abs. 1 HGB, da die Einlagen nicht auf das gezeichnete 
Kapital erfolgen. Sie werden daher nicht als ,Ausstehende Ein­
lagen auf das gezeichnete Kapital" (§ 272 Abs. 1 HGB), sondern 
wie ausstehende Einlagen der Personengesellschaft bilan­
ziert43). Es ist wie folgt zu unterscheiden: 
Eingeforderte ausstehende Einlagen können entweder auf der 
Passivseite als vom Eigenkapital abzusetzender Posten oder 
auf der Aktivseite als gesonderter Posten (,.Eingeforderte aus­
stehende Einlage") bilanziert werden44l•. Eine Verrechnung mit 
anderen Gesellschafterkonten ist unzulässig45). Auch darf keine 
Zusammenfassung mit anderen Bilanzposten nach § 265 Abs. 7 
HGB erfolgen46), da die ausstehenden Einlagen in der Bilanz 
nicht mit arabischen Zahlen auszuweisen sind. 
Auch noch nicht eingeforderte ausstehende Einlagen können 
aktiviert werden47J • Voraussetzung ist, daß sich der Gesellschaf­
ter unbedingt zur Zahlung verpflichtet hat; der Anspruch muß 
jedoch nicht notwendigerweise fällig sein48). Wird der Anspruch 
auf ausstehende Einlagen nicht aktiviert, weist das Kapitalkonto 
nur den tatsächlich einbezahlten Betrag aus. 
e) Der Gewinn- und Verlustanteil der Komplementäre 
Während Gewinne und Verluste das gezeichnete Kapital der 
KGaA grundsätzlich nicht berühren, dieses also ein festes Kapi­
talkonto darstellt, ist der dem Personengesellschaftsrecht unter­
fallende (vgl. § 278 Abs. 2 AktG) Kapitalanteil der Komplementäre 
variabel, wie § 286 Abs. 2 AktG verdeutlicht. Entfällt auf den/die 
Komplementär(e) ein Verlustanteil, wird dieser von den Kapitalan­
teilen zwingend abgeschrieben. Dieses Erfordernis der Verlustab­
schreibung unterscheidet die KGaA von der einfachen KG, bei der 
§ 120 Abs. 2 Halbsatz 2 HGB dispositiv ist49). Mit der Regelung des 
§ 286 Abs. 2 Satz 2 AktG untersagt das Gesetz bei der KGaA 
außerdem eine Bilanzierung eines Verlustsonderkontos auf der 
Aktivseite50), das bei der einfachen KG zulässig ist51 ). 
Entfällt auf den/die Komplementär(e) ein Gewinn, ist dieser - ohne 
daß das Gesetz dies ausdrücklich bestimmen müßte - dem Kapi­
talanteil gutzuschreiben. Da das Gesetz nur in bezug auf den Ver­
lustanteil zwingende Vorgaben enthält, gilt für die Bilanzierung 
des Gewinns die Satzungsautonomie nach § 278 Abs. 2 AktG521. 
Deshalb können Gewinne kraft Satzung zu einem bestimmten 
Prozentsatz in die Rücklagen eingestellt werden. 
Soweit der Verlust den Kapitalanteil eines persönlich haftenden 
Gesellschafters übersteigt und dieser Gesellschafter nicht zur 
Einzahlung des Fehlbetrags verpflichtet ist. wird dieser Betrag 
gesondert am Ende der Aktivseite mit großem Gliederungsbuch­
staben als ,,nicht durch Vermögenseinlagen gedeckter Verlust­
anteil persönlich haftender Gesellschafter" ausgewiesen (vgl. 
§ 286 Abs. 2 Satz 3 AktG i. V. mit § 268 Abs. 3 HGB)53). Eine 
Zusammenfassung mit anderen Bilanzposten nach § 265 Abs. 7 
HGB ist unzulässig54), da der Verlustanteil nicht mit arabischen 
Zahlen auszuweisen ist. 
Besteht dagegen aufgrund der Satzung55) eine Einzahlungsver­
pflichtung, wird der Betrag auf der Aktivseite unter den Forderun­
gen als "Einzahlungsverpflichtung persönlich haftender Gesell­
schafter" bilanziert. Hier ist eine Einordnung vor den sonstigen 
Vermögensgegenständen (B. 11. 4.) zweckmäßig56). § 268 Abs. 
4 Satz 1 HGB ist zu beachten57). 
§ 286 Abs. 2 AktG schreibt die getrermte Verlustabschreibung in 
bezug auf das Kapitalkonto eines jeden Komplementärs vor. 
Sind mehrere Komplementäre vorhanden und übersteigt der 
Verlustanteil eines Gesellschafters seinen Kapitalanteil, muß 
dieser entsprechend den soeben genannten Grundsätzen aus­
gewiesen werden; eine Saldierung mit positiven Konten anderer 
Komplementäre ist unzulässig58) • Sind mehrere Komplementäre 
39) 	 Mertens, a.a,O. (Fn. 2), § 281 Rdn. 11, § 288 Rdn. 13 ff.; Sem/er. a.a.O. 
(Fn. 2), § 281 Rdn. 11; Hüfter, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 2; Claus­
seniKorth, a.a.O. (Fn. 1), § 266 HGB Rdn. 128 f. 
40) 	 Sem/er, a.a,O. (Fn. 2), § 281 Rdn. 11, § 286 Rdn. 46. Anders noch Sch/e
ge/bergerIQuassowski, a,a.O. (Fn. 23), § 222 Rdn. 3, die meinen, einlage­
fähig seien von vornherein nur Gegenstände, die bilanzierungsfähig seien, 
41) 	ADS, 6. Aufl., a.a.O. (Fn. 1), § 255 HGB Rdn. 97, m. w. N. 8uch zur a. A.; 
Försch/elKofah/, in: Budde u. a. (Hrsg,), a.8,0. (Fn. 5). § 247 Rdn. 198; 
C/aussenlKorth, a.a'o. (Fn. 1), § 255 HGB Rdn, 33, m. w. N.; KnoplKü­
fing, in: KütinglWeber, a.a'o. (Fn. 5), § 255 HGB Rdn. 94; 8. A. Hüfter, 
a.a.O. (Fn. 2), § 27 Rdn, 27 sowie zum Recht vor 1985 Kropft in: Geß· 
lerlHefermehllEckardUKropff, AktG, 1973 ff., § 150 AklG Rdn. 13, m. w. N. 
42) C/aussenIKorth, a.a.O. (Fn. 1), § 255 HGB Rdn. 33 (zur AG). 
43) 	 Küting, in: KütinglWeber, a.8.0, (Fn. 5), § 272 Rdn. 38; Försch/eIKofah/, 
in: Budde u. 8, (Hrsg.), a.a,O. (Fn, 5), § 272 Rdn, 131, 
44) 	 Küting und Reinhard. in: KütinglWeber, 8.a.0. (Fn. 5), § 272 Rdn. 38 bzw. 
§ 247 Rdn. 102; ADS, 5, Aufl., a.a.O, (Fn. 1), § 247 HGB Rdn. 71; 
FörschJeIKofah/. in: Budde u. 8. (Hrsg.), a.a,O. (Fn. 5). § 247 Rdn. 194. 
45) ADS. 5. Aufl., a,a,O. (Fn. 1). § 247 HGB Rdn. 71, 
46) H. Weber, in: KütinglWeber. a.a,O, (Fn. 5), § 265 Rdn. 75. 
47) Reinhard, in: KütinglWeber, 8.a.0. (Fn. 5). § 247 Rdn. 102; ADS, 5, Aufl.. 
a,a.O. (Fn. 1), § 247 HGB Rdn. 72; Försch/elKofahl, in: Budde u. a. 
(Hrsg.),8,a.0 (Fn. 5). § 247 Rdn. 194. 
48) ADS. 5. Aufl., 8.a.0. (Fn. 1), § 247 HGB Rdn. 72; Reinhard, in: KütinglWe­
ber, a.a,O (Fn. 5), § 247 Rdn, 102. 
49) 	 Kropff, a.a,O. (Fn. 24), S. 370; Mertens, a.a.O, (Fn. 2), § 286 Rdn, 8; 
Hüffer. a.a,O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 4; BaumbachlHopt, a,a,O. (Fn, 32), 
§ 120 Rdn. 10. 12. 
50) 	 Sem/er. 8.a.0. (Fn, 2). § 286 Rdn, 47; ADS: 5. Aufl.. a.a.O. (Fn. 1), § 152 
AktG Rdn. 17, 
51) Reinhard, in: KütinglWeber. a.a.O. (Fn. 5). § 247 Rdn, 101 f. 
52) GodinNVi/he/mi, a.a,O, (Fn, 23). § 286 Rdn, 6; wohl auch Nirk. a.a.O. 
(Fn. 2), Rdn. 1754, 
53) ADS, 5, Aufl., a,a.O. (Fn, 1), § 266 HGB Rdn, 167; Hüffer. a.a.O. (Fn. 2). 
§ 286 Rdn. 4; WP-Handbuch 1992. Bd. I. F 146, 
54) H. Weber, in: KütingIWeber, a.8.0, (Fn. 5), § 265 Rdn. 75. 
55) 	 qas Gesetz sieht nur die persönliche Haftung der Komplementäre vor; 
eine Nachschußpflicht kann nur aufgrund der Satzung festgelegt werden, 
vgl. Nirk, 8.a.0, (Fn. 2). Rdn. 1755. 
56) ADS, 5. Aufi .. a,a.O. (Fn. 1), § 266 HGB Rdn. 164. 
57) Vgl. ADS, 5. Aufl., 8.a.0. (Fn. 1), § 268 HGB Rdn. 98. 
58) 	 GaiJ, WPg. 1966 S. 425 (426); Küting, in: KütingIWeber, a.a,O, (Fn. 5), 
§ 272 Adn. 7; Hüfter. a.a.O. (Fn. 2). § 286 Adn. 3; ADS, 5. Auf!., a.a.O, 
(Fn, 1), § 152 AklG Rdn, 19; Mertens, a.a.O, (Fn. 2), § 286 Rdn. 9; 
C/aussenIKorth, a.a.O. (Fn. 1), § 266 HGB Rdn, 129; Sem/er, 8.8.0 




einzahlungspflichtig, können diese Forderungen in einem Po­
sten zusammengefaßt werden59). Eine Zusammenlegung dieses 
Postens mit anderen Einzelforderungen darf nach § 265 Abs. 7 
HGB nur erfolgen, wenn es sich absolut und relativ um jeweils 
sehr geringe Beträge handelt60). 
f) Kredite an Komplementäre 
Gemäß § 283 Nr. 5 AktG gilt für Kredite an persönlich haftende 
Gesellschafter, deren Ehegatten und minderjährige Kinder sowie 
an Dritte, die für Rechnung dieser Personen handeln, § 89 AktG 
entsprechend. Zusätzlich ist § 288 Abs. 2 AktG zu beachten. Die 
unter §§ 283 Nr. 5, 89 AktG fallenden Kredite sind nach § 286 
Abs. 2 Satz 4 AktG gesondert auf der Aktivseite zu bilanzieren. 
Als Bilanzposten kommen je nach Sachlage A. 111. 6., B. 11. 4. 
oder B. 11. 1. (Warenkredit) in Betracht61 ). Sie sind jeweils als 
"davon an persönlich haftende Gesellschafter und deren Ange­
hörige" zu kennzeichnen, wobei die Kredite als Gesamtsumme 
angegeben werden dürfen, da keine Aufgliederung der Posten 
nach Empfängern vorgeschrieben i$t62). § 268 Abs. 4 Satz 1 
HGB ist zu beachten531 . 
Die nicht unter §§ 283 Nr. 5, 89 AktG fallenden Kredite, d. h. 
solche mit einem Volumen, das ein Bruttomonatsgehalt nicht 
übersteigt (vgl. § 89 Abs. l' Satz 5 AktG), Gehalts- und Reiseko­
stenvorschüsse oder sonstige Vorschüsse sind unter dem Po­
sten "Sonstige Vermögensgegenstände" (B. 11. 4.) zu bilanzie­
ren64l• Auch insoweit ist § 268 Abs. 4 Satz 1 HGB zu beachten651 • 
Alle gewährten Kredite sind aufgrund von § 285 Nr. 9 c HGB im 
Anhang zu erläutern. Diese Verpflichtung besteht neben der 
nach § 286 Abs. 2 Satz 4 AktG661. 
3. Besonderheiten der Gewinn- und Verlustrechnung 
§ 286 Abs. 3 AktG bestimmt, daß der auf die einzelnen Komple­
mentäre entfallende Gewinn und Verlust nicht für jeden Komple­
mentär gesondert, sondern nur als Gesamtsumme ausgewiesen 
zu werden braucht. Die Komplementäre sollen nicht gezwungen 
sein, ihre Gewinne und Verluste offenzulegen, zumal ein kundi­
ger leser der Bilanz ohnehin aus der Veränderung der Kapital­
konten Rückschlüsse ziehen kann57) (sofern keine Entnahmen 
oder Einlagen getätigt wurden). In der GuV sind daher die Ge­
winnanteile der Komplementäre als Aufwendungen und Verlust­
anteile als Erträge anzugeben68l . Von § 286 Abs. 3 AktG unbe­
rührt bleibt allerdings die Pflicht, negative Kapitalkonten nach 
§ 286 Abs. 2 AktG zu bilanzieren691 . 
4. Besonderheiten des Anhangs 
Nach § 285 Nr. 9 HGB sind die Bezüge für aktive und ehema­
lige Organmitglieder und deren Hinterbliebene (Gehälter, Ge­
winnbeteiligungen, Aufwandsentschädigungen, Versicherungs­
entgelte, Provisionen und Nebenleistungen jeder Art sowie Ru­
hegehälter, Abfindungen, Hinterbliebenenbezüge und ähnliche 
leistungen) sowie an die Organmitglieder und deren Angehö­
rige gewährte Kredite zu erläutern. Dabei ist gleichgültig, ob 
die Bezüge auf Gesetz, Satzung oder Gesellschafterbeschluß 
beruhen, ob sie freiwillig sind oder ob sie einmalig oder regel­
mäßig erfolgen70l . § 286 Abs. 4 AktG enthält eine KlarsteIlung. 
Danach sind die auf die Komplementäre entfallenden Gewinne 
nicht Teil der Gesamtbezüge des leitungsorgans der Gesell­
schaft, die nach § 285 Nr. 9 HGB im Anhang anzugeben sind. 
Denn der Gewinnanteil wird vom Gesetzgeber nicht als Vergü­
tung für die Tätigkeit der Komplementäre in der Geschäftsfüh­
rung angesehen?1), sondern ist Teil ihrer mitgliedschaftlichen 
Rechtsstellung. Somit müssen im Anhang nur diejenigen Bezü­
ge der Komplementäre angegeben werden, die mit Tätigkeits­
vergütungen eines Vorstands der AG vergleichbar sind. Erhal­
ten die Komplementäre also Gewinnbeteiligungen, die über 
den auf ihren Kapitalanteil entfallenden Gewinn hinausgehen, 
sind diese anzugeben. 
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V. Zusammenfassung 
Bei der folgenden Zusammenfassung der wesentlichen Ergeb­
nisse werden nur diejenigen Punkte aufgegriffen, die umstritten 
sind oder die vom gesellschaftsrechtlichen und bilanzrechtlichen 
Schrifttum unterschiedlich behandelt werden. 
1. Die Aufstellung des Jahres- und des Konzernabschlusses 
obliegt nur den geschäftsführungs- und vertretungsbefugten 
Komplementären. 
2. Die Bildung anderer Gewinnrücklagen richtet sich bei der 
KGaA nach § 58 Abs. 2 AktG. 
3. Zuständig für die Feststellung des Jahresabschlusses ist die 
HV unter Zustimmung der Komplementäre. Wird der Abschluß 
entgegen § 286 Abs. 1 AktG von Aufsichtsrat und Geschäftsfüh­
rung "festgestellt", ist dieser Beschluß nicht nichtig; vielmehr 
fehlt es bereits an einer wirksamen Feststellung. 
4. § 173 Abs. 1 und 2 AktG werden durch § 286 Abs. 1 AktG 
verdrängt. § 173 Abs. 3 AktG ist auf die KGaA entsprechend 
anzuwenden. 
5. Bei der Feststellung des Jahresabschlusses kann die Zustim­
mung der Komplementäre nach § 286 Abs. 1 Satz 2 AktG kon­
kludent erteilt werden. Die Satzung kann das Erfordernis der 
Zustimmung der Komplementäre nicht abbedingen, aber die An­
forderungen an die Zustimmung näher regeln. 
6. Der festgestellte Jahresabschluß bildet die Grundlage für den 
Gewinnverwendungsbeschluß. Da der auf die Komplementäre 
entfallende Gewinn bereits im Jahresabschluß als Aufwand der 
Gesellschaft berücksichtigt ist, entscheidet die HV allein über die 
Verwendung des Jahresüberschusses und damit über eine Divi­
dende für die Kommanditaktiooäre. Der Gewinnverwendungsbe­
schluß bedarf nicht der Zustimmung der Komplementäre. Es ist 
jedoch zulässig, ein solches Zustimmungsrecht in der Satzung vor­
zusehen. Die HV kann vom Bilanzgewinn weitere Beträge in die 
Gewinnrücklagen einstellen (§§ 278 Abs. 3, 58 Abs. 3 Satz 1 AktG). 
7. Die persönlich haftenden Gesellschafter haben variable Kapi­
talanteile. Verluste müssen zwingend vom Kapitalanteil abge­
schrieben werden. Die Verwendung der Gewinne ist dagegen 
nicht zwingend geregelt, es besteht Satzungsautonomie. 
8. Sieht die Satzung der KGaA nicht in Geld bestehende Son­
dereinlagen der persönlich haftenden Gesellschafter vor, unter­
liegen diese Einlagen der Gründungsprüfung analog § 33 AktG; 
bei Einbringung in eine schon bestehende KGaA sind sie analog 
§ 183 Abs. 3 AktG zu prüfen . 
. 9. Ausstehende Einlagen der Komplementäre werden wie derar­
tige Einlagen in der Personengesellschaftsrecht bilanziert. Auch 
noch nicht eingeforderte ausstehende Einlagen können aktiviert 
werden. 
59) SchnickeIBartels-Hetz/er und Förschle/Kofah!, in: Budde u. a. (Hrsg.). 
a.a.O. (Fn. 5). § 266 Rdn. 124, 166, § 272 Rdn. 133; C/aussenIKorth. 
a.a.O. (Fn. 1), § 266 HGB Rdn 129: Barz. a.a.O. (Fn 2). § 286 Rdn. 5 
a. E.; wohl auch Hüfter. a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 3. 
50) H. Weber, in: KülinglWeber, a.a.O. (Fn. 5). § 265 Rdn. 78. 
611 Hüfter, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 5 
621 Hüfter, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 5. 
63) Vgl. ADS. 5. Auf!., a.a.O. (Fn. 1), § 268 HGB Rdn. 98: ClaussenlKorth. 
a.a.O. (Fn. 1), § 266 HGB Rdn. 109. 
641 ADS, 5. Aufl., a.a.O. (Fn. 1). § 266 HGB Rdn. 134. 
65) Vgl. ADS, 5. Auf!.. a.a.O. (Fn. 1), § 268 HGB Rdn. 98. 
66) DömeriWitth. in: KütinglWeber, a.a.O. (Fn. 5). §§ 284-288 Rdn. 260; ADS. 
6. Auf!., a.a.O. (Fn. 1). § 285 HGB Rdn. 205: ClaussenlKorth. a.a.O. 
(Fn 1), §§ 284-288 HGB. 160 AktG Rdn. 118. 
67) Kropft, a.a.O. (Fn. 24), S. 370; Mettens, a,aO. (Fn. 2). § 286 Rdn, 11: 
MÖhring, NJW 1966 S. 87 (92). 
68) 	 Förschle/Kofahl, in: 6udde u. a. (Hrsg.), a,a,O. (Fn. 5), § 272 Rdn. 130: 
Sem/er. a.a.O, (Fn, 2), § 286 Rdn. 49: Barz, a.a.O. (Fn. 2). § 286 Rdn. 7; 
GaiJ, WPg, 1966 S, 425 (427). 
69) Ebenso Barz, a.a.O. (Fn. 2), § 286 Rdn. 7, 

70) EI/rott, in: Budde u, a. (Hrsg.), a.a.O, (Fn. 5), § 285 Rdn. 167. 

71) Kropft, a.a,O. (Fn. 24), S. 370. 

